
Zwischen 

 

der Stadt Mainz, vertreten durch den Oberbürgermeister Nino Haase,  

Große Bleiche 46/Löwenhofstraße 1, 55116 Mainz, 

 

und 

dem Landkreis Mainz-Bingen, vertreten durch die Landrätin Dorothea Schäfer,  

Georg-Rückert-Straße 11, 55218 Ingelheim am Rhein 

– im Nachfolgenden auch beide „Träger“ genannt – 

 

wird nachfolgende 

 

Vereinbarung gemäß § 14a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 KomZG 

zur Errichtung einer gemeinsamen kommunalen Anstalt 

 

geschlossen: 

 

Präambel 

 

Stadt Mainz und Landkreis Mainz-Bingen haben in den vergangenen Jahren ihre Zusammen-

arbeit im Bereich der Abfallwirtschaft intensiviert. So findet die Sammlung von Hausmüll im 

Landkreis Mainz-Bingen seit dem Jahr 2010 ausschließlich durch den Entsorgungsbetrieb der 

Stadt Mainz statt. Rechtsgrundlage hierfür war eine Zweckvereinbarung, die Stadt und Land-

kreis unter dem 01.07.2010 schlossen. 

Auf Grund von Änderungen im Umsatzsteuerrecht wollen Stadt Mainz und Landkreis Mainz-

Bingen die bisherige Zweckvereinbarung ablösen, um ein Umlegen der anfallenden Umsatz-

steuer auf die Gebührenschuldner zu verhindern. Mit dem Ziel, die wirtschaftliche Stabilität 

des Betriebszweigs „Abfallwirtschaft“ langfristig zu sichern, um insbesondere dem dort aufge-

bauten Personalstamm eine Perspektive in kommunaler Hand bieten zu können, haben sich 

Stadt Mainz und Landkreis Mainz-Bingen zu einer weiteren Intensivierung der interkommuna-

len Zusammenarbeit entschlossen. 



Durch die Fusion der bestehenden Eigenbetriebe „Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises 

Mainz-Bingen“ und „Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz“, Betriebszweig Abfallwirtschaft, zu 

einer rechtlich selbstständigen gemeinsamen kommunalen Anstalt nach den Regelungen des 

Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit Rheinland-Pfalz schaffen Stadt Mainz und 

Landkreis Mainz-Bingen eine leistungsfähige kommunale Einheit, die künftig als öffentlich-

rechtliche Entsorgungsträgerin und Trägerin der kommunalen Selbstverwaltungsaufgabe der 

Abfallwirtschaft sowohl im Gebiet der Stadt Mainz als auch im Gebiet des Landkreises Mainz-

Bingen allen Bürger*innen und Mitarbeiter*innen als interkommunale Dienstleisterin und Ar-

beitgeberin stets präsent sein wird. 

 

§ 1 

Errichtung einer gemeinsamen kommunalen Anstalt 

 

(1) Der Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Mainz-Bingen und der Entsorgungsbe-

trieb der Stadt Mainz, Betriebszweig Abfallwirtschaft, werden im Wege der Gesamt-

rechtsnachfolge nach § 14a Abs. 2 KomZG fusioniert und auf die neue gemeinsame 

kommunale Anstalt ausgegliedert. Dabei wird das Vermögen jeweils übertragen. Die 

neue Anstalt wird Gesamtrechtsnachfolgerin und tritt insofern in die Rechte und Pflich-

ten der bisherigen Eigenbetriebe ein, soweit sie in die Anstalt eingegliedert werden. 

(2) Träger der gemeinsamen kommunalen Anstalt sind die Stadt Mainz und der Landkreis 

Mainz-Bingen. Sie vereinbaren die dieser Vereinbarung als Anlage beigefügte An-

staltssatzung im Wortlaut.  

§ 2 

Zeitpunkt der Errichtung 

 

Die Errichtung nebst Übergang der Vermögen soll zum 01.01.2024 dinglich und schuldrecht-

lich vollzogen werden. Im Innenverhältnis sind sich Stadt Mainz und Landkreis Mainz-Bingen 

darüber einig, dass ab diesem Zeitpunkt Handlungen und Rechtsgeschäfte, die durch den 

Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Mainz-Bingen und den Entsorgungsbetrieb der Stadt 

Mainz vorgenommen werden als auf Rechnung der Anstalt vorgenommen gelten. 

 

§ 3 

Gebührenkalkulation 

 



(1) Die Anstaltssatzung sieht neben der Fortgeltung der bestehenden Abfall- und Abfall-

gebührensatzungen für die jeweiligen Gebiete der Träger auch die Möglichkeit vor, für 

die jeweiligen Gebiete beim Erlass neuer Satzung auch jeweils eigene Gebührensätze 

und in der Gebühr enthaltene Leistungen vorzusehen.  

(2) Dabei soll in diesem Fall wie folgt verfahren werden: 

a) Die Gebühren werden in der Betriebskostenabrechnung der Anstalt auf der 

Grundlage einer verursachungsgerechten Zuordnung der Kosten und Erlöse für 

die Leistungen, die jeweils im Gebiet der Stadt Mainz und im Gebiet des Land-

kreises Mainz-Bingen erbracht werden, nach den Vorschriften des KAG ermit-

telt („Gebührenkreise“). 

b) Die Kosten und Erlöse des Umweltbildungszentrums in Mainz-Weisenau und 

diejenigen des Umweltladens der Stadt Mainz werden dem Gebiet der Stadt 

Mainz zugeordnet. 

c) Die sich zukünftig ergebenden Aufwendungen und Erträge für die Deponie-

nachsorge gemäß § 2 Abs. 2 lit. c) der Anstaltssatzung werden dem Gebühren-

kreis desjenigen Trägers zugerechnet, der vor Gründung der Anstalt für die De-

ponien verantwortlich war. 

 

§ 4 

Ausgleichsansprüche 

 

(1) Ergibt sich in einem Gebührenkreis nach § 3 Abs. 2 ein Jahresverlust, so kann dieser 

Jahresverlust auf neue Rechnung vorgetragen werden, soweit zu erwarten ist, dass er 

durch Gewinne in den folgenden fünf Jahren ausgeglichen werden kann. Gewinne sind 

zunächst zur Verlustdeckung zu verwenden. Ein nach Ablauf von fünf Jahren nicht ge-

deckter Verlustvortrag kann durch Entnahmen aus den Rücklagen des jeweiligen Ge-

bührenkreises ausgeglichen werden, soweit dies die Eigenkapitalausstattung zulässt; 

ist dies nicht der Fall, so ist der Verlust aus Haushaltsmitteln des jeweiligen Trägers, 

für dessen Gebührenkreis sich der Jahresverlust ergibt, auszugleichen. Das gilt auch 

dann, wenn der jeweilige Jahresverlust noch nicht ausgabewirksam ist.  

(2) Stadt Mainz und Landkreis Mainz-Bingen sind sich darüber einig, dass der Ausgleich 

ausgabewirksamer Verluste gemäß §§ 29 Abs. 2, 11 Abs. 8 EigAnVO zu den ihnen als 

Träger obliegenden Maßnahmen zur Erhaltung des Vermögens und der Leistungsfä-

higkeit der Anstalt gehört. Der Ausgleich hat durch denjenigen Träger zu erfolgen, in 

dessen Gebührenkreis der Verlust auftritt. 



(3) Auch sonstige Verluste gleichen die Träger entsprechend den vorstehenden Regelun-

gen aus, soweit die Verluste einem Gebührenkreis verursachungsgerecht zugeordnet 

werden können. 

(4) Die vorstehenden Regelungen sowie die Bildung der Gebührenkreise entsprechend § 

3 Abs. 2 gelten entsprechend für den Zeitraum, in dem die nach § 10 der Anstaltssat-

zung übergeleiteten Satzungen noch in Kraft sind. 

 

 

§ 5 

Deponienachsorge 

 

(1) Soweit Nachsorgeverpflichtungen nicht aus Rückstellungen, die bei Gründung der An-

stalt bereits gebildet waren, gedeckt sind, wird der Mehraufwand von demjenigen Trä-

ger übernommen, der vor der Gründung der Anstalt für die jeweiligen Deponien ver-

antwortlich war. 

(2) Verfügungen über die in den jeweils eingebrachten Vermögen bei Gründung der An-

stalt vorhandenen Wertpapiere des Anlagevermögens und flüssige Mittel, die zur Fi-

nanzierung der Deponienachsorge gebildet wurden, dürfen nur mit Zustimmung des 

jeweils betroffenen Trägers erfolgen. 

 

§ 6 

Auflösung 

 

(1) Soll die Anstalt aufgelöst werden, treffen Stadt Mainz und Landkreis Mainz-Bingen eine 

gesonderte Vereinbarung über die Verteilung des Vermögens und die Übernahme von 

Mitarbeiter*innen, soweit gesetzliche Regelungen oder die Anstaltssatzung nicht ent-

gegenstehen. Die Verteilung des Vermögens soll sich nach der Zuordnung des jewei-

ligen Vermögensgegenstandes zu einem der Gebührenkreise nach § 3 Abs. 2 lit. a 

dieser Vereinbarung richten. Sofern eine solche Zuordnung des Vermögens nicht er-

folgen kann, soll die Verteilung im Verhältnis der jeweiligen Anteile der Stadt Mainz und 

des Landkreises Mainz-Bingen am Stammkapital der Anstalt erfolgen. Ausgenommen 

hiervon ist das unbewegliche Vermögen; das an den Träger der Anstalt zurückfallen 

soll, der es bei Gründung der Anstalt eingebracht hat. 



(2) Soweit bei der Auflösung der Anstalt bestehende Verbindlichkeiten von der Stadt Mainz 

und dem Landkreis Mainz-Bingen als Gesamtschuldner getragen werden, gilt im In-

nenverhältnis, dass derjenige Träger für die Verbindlichkeiten aufzukommen hat, zu 

dessen Gunsten, in dessen Interesse oder in dessen Gebührenkreis die Verbindlichkeit 

entstanden ist. 

 

Mainz, den 19.09.2023 

Stadtverwaltung Mainz 

 

Nino Haase 

Oberbürgermeister 

 

Ingelheim, den 21.09.2023 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen 

 

gez. Dorothea Schäfer 

Landrätin 

 

 

 

Anlage gem. § 1 Abs. 2 Satz 2 der Vereinbarung gem. § 14a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 KomZG 

zur Errichtung einer gemeinsamen kommunalen Anstalt 

 

Satzung für die Anstalt des öffentlichen Rechts 

„Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen AöR – gemeinsame kommu-

nale Anstalt der Stadt Mainz und des Landkreises Mainz-Bingen“ 

(Anstaltssatzung) 

 

Aufgrund der §§ 24 und 86a der Gemeindeordnung für das Land Rheinland-Pfalz in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 31.01.1994, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 27.01.2022 in Verbindung mit der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung vom 

05.10.1999 und der §§ 14a und 14b des Landesgesetzes über die kommunale Zusammenar-

beit in der Fassung seiner Bekanntmachung vom 22.12.1982, zuletzt geändert durch Artikel 



14 des Gesetzes vom 02.03.2017 haben der Stadtrat der Stadt Mainz in der Sitzung vom 

30.11.2022, 22.12.2022 und 22.03.2023 und der Kreistag des Landkreises Mainz-Bingen in 

der Sitzung vom 16.12.2022 und 21.04.2023 die Errichtung der gemeinsamen Anstalt öffentli-

chen Rechts „Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen“ vereinbart und folgende 

Satzung beschlossen: 

 

§ 1  

Rechtsform, Name, Sitz, Stammkapital 

 

(1) Die Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen ist eine Einrichtung der Stadt 

Mainz und des Landkreises Mainz-Bingen in der Rechtsform einer rechtsfähigen An-

stalt des öffentlichen Rechts (Anstalt). Die Anstalt wird durch Ausgliederung der beste-

henden Eigenbetriebe der Träger, dem Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz, Betriebs-

zweig Abfallwirtschaft, und dem Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Mainz-Bin-

gen, nach Maßgabe der näheren Bestimmungen dieser Satzung im Wege der Gesamt-

rechtsnachfolge begründet. 

(2) Die Anstalt führt den Namen „Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen 

AöR - gemeinsame kommunale Anstalt der Stadt Mainz und des Landkreises Mainz-

Bingen“. Sie tritt unter diesem Namen im gesamten Geschäfts- und Rechtsverkehr auf. 

Die Kurzbezeichnung lautet „Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen 

AöR“. Die Anstalt führt ein Dienstsiegel mit dem Landeswappen und der umlaufenden 

Schrift „Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen AöR“. 

(3) Die Anstalt hat ihren Sitz in Mainz. 

(4) Auf das Stammkapital der Anstalt leistet die Stadt Mainz eine Einlage in Höhe von 

473.000,00 EUR, der Landkreis Mainz-Bingen leistet eine Einlage in Höhe von 

387.000,00 EUR. Das Stammkapital der Anstalt beträgt insgesamt 860.000,00 EUR. 

 

§ 2  

Gegenstand der Anstalt (Anstaltszweck) 

 



(1) Die Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen AöR wird nach der Gemein-

deordnung Rheinland-Pfalz, der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung, dem Landes-

gesetz über die kommunale Zusammenarbeit und den Bestimmungen der Satzung ge-

führt. Die Anstalt ist öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger nach § 3 LKrWG. 

(2) Die Stadt Mainz und der Landkreis Mainz-Bingen übertragen der Anstalt gemäß § 14b 

Abs. 1 Satz 1 KomZG in Verbindung mit § 86a Abs. 3 GemO insofern ihre abfallwirt-

schaftlichen Aufgaben gemäß §§ 3 Abs. 1, 4 LKrWG, die sie als Pflichtaufgaben der 

kommunalen Selbstverwaltung wahrnehmen. Zweck der Anstalt ist insbesondere 

a) die Abfallsammlung und -verwertung in der Stadt Mainz und dem Landkreis 

Mainz-Bingen, 

b) die Ausführung der Abfallsatzungen und der Abfallgebührensatzungen ein-

schließlich des Erlasses der entsprechenden Verwaltungsakte, 

c) die Erstellung und Umsetzung des Abfallwirtschaftskonzeptes der Stadt Mainz 

und des Landkreises Mainz-Bingen (§ 6 LKrWG), 

d) der Betrieb der Wertstoff- und Recyclinghöfe in der Stadt Mainz und dem Land-

kreis Mainz-Bingen, 

e) die Durchführung aller abfallrechtlich verpflichtenden Maßnahmen zur Nach-

sorge der Hausmülldeponie Budenheim und der Kreismülldeponie Sprendlin-

gen sowie die Durchführung abfallrechtlich verpflichtender Maßnahmen zu den 

abfallrechtlich der Stadt Mainz und dem Landkreis Mainz-Bingen zugewiesenen 

ehemaligen Bauschuttdeponien, 

f) die gewerbliche Abfallsammlung und -verwertung, auch im Rahmen der Dualen 

Systeme, 

g) die ihr obliegende Öffentlichkeitsarbeit im Rahmen der Dualen Systeme.  

(3) Über die in Absatz 2 genannten Aufgaben hinaus ist die Anstalt zu allen Maßnahmen 

und Geschäften berechtigt, die ihrem Zweck unmittelbar oder mittelbar dienlich sind 

und durch die der Anstaltszweck und die Aufgabenerfüllung gefördert werden, so zum 

Beispiel 

a) der Betrieb des Umweltbildungszentrums in Mainz-Weisenau und 

b) der Betrieb des Umweltladens in der Stadt Mainz. 

(4) Die Anstalt kann sich im Rahmen ihres Zwecks und der gesetzlichen Vorschriften an-

derer Unternehmen bedienen und sich an ähnlichen oder anderen Unternehmen be-

teiligen, solche gründen oder erwerben. 

(5) Die Anstalt verfolgt keine Gewinnerzielungsabsicht. 

 

§ 3 



Kompetenzen der Anstalt 

 

(1) Die Anstalt ist nach § 86a Abs. 3 GemO berechtigt, Satzungen für die ihr nach § 2 

übertragenen Aufgaben zu erlassen, insbesondere auch gemäß § 26 GemO einen 

Anschluss- und Benutzungszwang vorzuschreiben. Im Rahmen der Bestimmungen 

dieser Satzung übertragen die Stadt Mainz und der Landkreis Mainz-Bingen der An-

stalt insoweit auch das ihnen nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes 

für das Land Rheinland-Pfalz (KAG) zustehende Recht, Gebühren, Beiträge und Ent-

gelte im Zusammenhang mit den wahrzunehmenden Aufgaben gemäß § 2 dieser Sat-

zung zu erheben sowie deren Höhe festzusetzen.  

(2) Der Anstalt wird nach §§ 14b KomZG, 86b Abs. 4 Satz 1 GemO die Dienstherrnfähig-

keit verliehen. Sie kann Beamte ernennen, versetzen, abordnen, befördern und ent-

lassen, soweit und solange die Anstalt hoheitsrechtliche Aufgaben wahrnimmt.  

(3) Die Anstalt kann Beschäftigte anstellen, versetzen, eingruppieren und entlassen. Die 

Regelungen des Landesgleichstellungsgesetzes des Landes Rheinland-Pfalz (LGG) 

sowie § 61 GemO gelten entsprechend. Sie wird Mitglied des Kommunalen Arbeitge-

berverbandes Rheinland-Pfalz und der Zusatzversorgungskasse der Gemeinden und 

Gemeindeverbände in Darmstadt. 

(4) Lieferungen und Leistungen bzw. der Austausch von Leistungen zwischen den An-

staltsträgern und der Anstalt sind angemessen zu vergüten. Hierüber sind entspre-

chende Regelungen zu treffen, die der Schriftform bedürfen. 

 

§ 4 

Organe 

 

(1) Organe der Anstalt sind der Vorstand (§ 5) und der Verwaltungsrat (§§ 6 bis 8). 

(2) Die Mitglieder aller Organe der Anstalt sind zur Verschwiegenheit über alle vertrauli-

chen Angelegenheiten sowie über Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse der Anstalt 

verpflichtet. Die Pflicht besteht für die Mitglieder auch nach ihrem Ausscheiden aus der 

Anstalt fort. Sie gilt nicht gegenüber den Organen der Stadt Mainz und des Landkreises 

Mainz-Bingen. 

(3) § 22 GemO und §§ 20, 21 VwVfG finden entsprechende Anwendung. 

 



§ 5 

Vorstand 

 

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der Anstalt in eigener Verantwortung nach Maßgabe 

der Gesetze, der vorliegenden Satzung und der Beschlüsse des Verwaltungsrates. 

(2) Der Vorstand besteht aus mindestens einem, höchstens zwei Mitgliedern. Die Bestel-

lung erfolgt auf Vorschlag jeweils der Stadt Mainz und des Landkreises Mainz-Bingen 

nach Maßgabe dieser Satzung durch den Verwaltungsrat unter Beteiligung des Perso-

nalrates für die Dauer von fünf Jahren. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Der Vor-

stand vertritt die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich. Ist nur ein Vorstand bestellt, 

vertritt er die Anstalt allein. Sind mehrere Vorstände bestellt, so vertreten sie die Anstalt 

gemeinschaftlich. Bei Meinungsverschiedenheiten über Angelegenheiten, die nach 

Maßgabe der Geschäftsordnung des Vorstands eine gemeinsame Entscheidung des 

Vorstands erfordern, entscheidet auf Antrag eines Mitglieds der Verwaltungsrat durch 

einstimmigen Beschluss. 

(3) Der Vorstand kann seine Vertretungsbefugnis mit Zustimmung des Verwaltungsrates 

und durch schriftliche Erklärung auf Beschäftigte der Anstalt übertragen. Weitere Ver-

tretungsbefugnisse sowie die Zuständigkeitsbereiche der Vorstandsmitglieder und de-

ren Einzelvertretungsbefugnis werden in der Geschäftsordnung für den Vorstand ge-

regelt. 

(4) Der Verwaltungsrat kann durch einstimmigen Beschluss die Bestellung zum Vorstand 

vorzeitig aus wichtigem Grund widerrufen. 

(5) Der Vorstand hat den Verwaltungsrat über alle wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu un-

terrichten und ihm auf Anforderung in allen Angelegenheiten Auskunft zu geben. Er hat 

dem Verwaltungsrat einmal jährlich einen Zwischenbericht über die Abwicklung des 

Vermögens- und Erfolgsplanes zur Kenntnis vorzulegen. Des Weiteren hat der Vor-

stand den Verwaltungsrat zu unterrichten, wenn bei der Ausführung des Erfolgsplanes 

erfolgsgefährdende Mindererträge oder Mehraufwendungen zu erwarten sind. Sind 

darüber hinaus Verluste zu erwarten, die Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt 

Mainz und des Landkreises Mainz-Bingen haben können, sind neben dem Verwal-

tungsrat auch die Stadt Mainz und der Landkreis Mainz-Bingen zu unterrichten. § 33 

GemO gilt entsprechend. 

(6) Der Vorstand ist zuständig für sämtliche arbeitsrechtliche Entscheidungen gegenüber 

den Arbeitnehmern der Anstalt, einschließlich deren Einstellung nach Maßgabe des 

vom Verwaltungsrat genehmigten Wirtschaftsplans und dem diesem beigefügten Stel-

lenplan.  



(7) Dem Vorstand obliegt die laufende Geschäftsführung der Anstalt. Hierzu gehören ins-

besondere 

a) die Erwirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten Aufwendungen und Er-

träge, einschließlich der Abwicklung des Leistungsaustauschs, 

b) die Führung und der Einsatz des Personals sowie die Entscheidungen über 

Personalangelegenheiten,  

c) die Anordnung von Instandsetzungsarbeiten sowie der notwendigen Herstel-

lung von baulichen Anlagen, Betriebseinrichtungen oder betrieblicher Infra-

struktur, sofern deren Wert im Einzelfall 40.000,00 Euro nicht übersteigt, 

d) die Beschaffung von Vorräten im Rahmen einer wirtschaftlichen Lagerhaltung, 

e) die Aufstellung des Wirtschaftsplanes einschließlich der Anlagen gemäß § 33 

der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung, des Jahresabschlusses und des 

Lageberichtes,  

f) der Abschluss von Verträgen, sofern diese der laufenden Verwaltung dienen 

oder deren Wert im Einzelfall 40.000,00 EUR nicht übersteigt, 

g) die Stundung oder befristete Niederschlagung von Forderungen bis zu jeweils 

50.000,00 EUR für die Dauer von bis zu einem Jahr und bis zu 25.000,00 EUR 

über ein Jahr hinaus, 

h) die Niederschlagung oder den Erlass von Forderungen bis zu einer Höhe von 

10.000,00 EUR, 

i) die Erhebung von Klagen, soweit diese einen Streitwert von 40.000,00 EUR 

nicht überschreiten sowie der Abschluss von gerichtlichen und außergerichtli-

chen Vergleichen, soweit diese keine Zahlungsverpflichtung der Anstalt von 

mehr als 40.000,00 EUR begründen. 

 

§ 6 

Verwaltungsrat 

 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 18 stimmberechtigten Mitgliedern, nämlich 

a) dem Oberbürgermeister der Stadt Mainz sowie acht vom Stadtrat der Stadt 

Mainz gewählten Personen und 

b) der Landrätin des Landkreises Mainz-Bingen sowie acht vom Kreistag des 

Landkreises Mainz-Bingen gewählten Personen. 



Ist ein Beigeordneter bestellt, in dessen Geschäftsbereich die Aufgaben der Anstalt 

fallen, so tritt dieser Beigeordnete an die Stelle des Oberbürgermeisters bzw. der Land-

rätin. Dem Verwaltungsrat gehören weiter sechs Mitarbeitervertreter ohne Stimmrecht 

an. Für die vom Stadtrat bzw. Kreistag gewählten Mitglieder und die Mitarbeitervertre-

ter können Stellvertreter gewählt und bestellt werden. Die Vertretung des Oberbürger-

meisters, der Landrätin bzw. des jeweils zuständigen Beigeordneten erfolgt durch den 

Vertreter im Amt. 

(2) Die Mitarbeitervertretung wird von den Mitarbeitern der Anstalt in geheimer und unmit-

telbarer Wahl gewählt. Hinsichtlich der Wahlberechtigung, der Wählbarkeit, der Stimm-

abgabe, der Feststellung des Wahlergebnisses und des weiteren Verfahrens gelten die 

Vorschriften des Landespersonalvertretungsgesetzes (LPersVG) in seiner jeweils ak-

tuellen Fassung entsprechend. Die Mitarbeitervertretung nimmt an den Sitzungen des 

Verwaltungsrates mit beratender Stimme teil. Mitglieder des Vorstandes der Anstalt 

sind nicht wählbar. 

(3) Die Amtszeit der weiteren durch den Stadtrat der Stadt Mainz und den Kreistag des 

Landkreises Mainz-Bingen gewählten Mitglieder des Verwaltungsrates und der Mitar-

beitervertretung endet zeitgleich mit dem Ende der Wahlperiode des Stadtrates bzw. 

des Kreistages oder dem vorzeitigen Ausscheiden. Die Mitglieder des Verwaltungsra-

tes und die Mitarbeitervertretung üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mitglieder 

und der neuen Mitarbeitervertretung aus. 

(4) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte für den Zeitraum von einem Jahr einen Vor-

sitzenden. Der Vorsitzende führt sein Amt bis zum Amtsantritt eines neuen Vorsitzen-

den fort. Vorsitzender kann nur der Oberbürgermeister der Stadt Mainz, die Landrätin 

des Landkreises Mainz-Bingen oder der gemäß Absatz 1 Satz 2 zuständige Beigeord-

nete sein. Das Amt des Vorsitzenden soll dergestalt im jährlichen Wechsel besetzt 

werden, dass nach dem Vertreter des einen Anstaltsträgers im Folgejahr der Vertreter 

des anderen Trägers das Amt innehat.   

(5) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung, die auch eine angemessene Ent-

schädigung der Verwaltungsratsmitglieder für die Teilnahme an den Sitzungen fest-

setzt. 

 

§ 7  

Aufgaben des Verwaltungsrates 

 



(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung des Vorstandes. Er beschließt 

über grundsätzliche Angelegenheiten der Anstalt, soweit nicht gesetzliche Vorschriften 

etwas anderes bestimmen. Sofern aufgrund der Regelungen dieser Satzung Angele-

genheiten durch Stadtrat und Kreistag zu beschließen sind, berät der Verwaltungsrat 

die Beschlüsse dieser Gremien vor. 

(2) Der Verwaltungsrat entscheidet insbesondere über 

a) den Erlass von Satzungen im Rahmen der durch diese Satzung übertragenen 

Aufgabenbereiche nach § 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 1, 

b) die Sätze und Tarife für öffentliche Abgaben oder für privatrechtliche Entgelte, 

c) die Beschlussfassung über den vom Vorstand aufgestellten Wirtschafts- und 

Finanzplan nebst Anlagen, 

d) die Feststellung des geprüften Jahresabschlusses, 

e) die Ergebnisverwendung, 

f) die Bestellung des Abschlussprüfers, 

g) die Bestellung und die Abberufung der Vorstandsmitglieder, 

h) den Erlass einer Geschäftsordnung für den Vorstand, 

i) die Entlastung des Vorstandes, 

j) die Erteilung und den Widerruf von Handlungsvollmachten, 

k) die Entsendung von Vertretern der Anstalt in ein Organ eines Beteiligungsun-

ternehmens und 

l) den Erlass und die Änderung der Geschäftsordnung für den Verwaltungsrat und 

m) die Änderung der Anstaltssatzung. 

(3) Der Vorstand bedarf der vorherigen Zustimmung des Verwaltungsrates zu 

a) der Festsetzung allgemeiner Bedingungen und Regeln für Lieferungen und 

Leistungen, soweit bei einer öffentlich-rechtlichen Regelung des Benutzungs-

verhältnisses die Bedingungen und Regelungen nicht in Satzungen festgelegt 

werden, 

b) erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen gemäß § 5 Abs. 5 Satz 3 und Mehr-

ausgaben im Sinne des § 33 in Verbindung mit § 17 Abs. 5 EigAnVO, sofern 

diese im Einzelfall einen Betrag von 25.000,00 EUR überschreiten, 

c) dem Verzicht auf Ansprüche aller Art, soweit er nicht unter § 5 Abs. 7 lit. h) fällt, 

d) Rechtsgeschäften, soweit sie nicht unter § 5 Abs. 7 lit. f) fallen, 

e) der Stundung von Zahlungsverpflichtungen und dem Erlass von Forderungen, 

soweit sie nicht unter § 5 Abs. 7 lit. g) und lit. h) fallen, 



f) Erhebung von Klagen, soweit diese einen Streitwert von 40.000,00 EUR über-

steigen sowie der Abschluss von gerichtlichen und außergerichtlichen Verglei-

chen, soweit diese eine Zahlungsverpflichtung der Anstalt von mehr als 

40.000,00 EUR begründen, 

g) der Übernahme von Bürgschaften ab einer Höhe von 50.000,00 EUR. 

(4) In dringenden Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Verwaltungsrates un-

terliegen, trifft – falls der Verwaltungsrat nicht rechtzeitig einberufen werden kann und 

sonst erhebliche Nachteile oder Gefahren entstehen können – der Vorstand im Einver-

nehmen mit dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates die notwendigen Maßnahmen. 

Über diese Maßnahmen hat der Vorstand den Verwaltungsrat unverzüglich zu unter-

richten. 

(5) Der Vorsitzende des Verwaltungsrates vertritt die Anstalt gerichtlich und außergericht-

lich gegenüber dem Vorstand. 

 

§ 8  

Einberufung und Beschlussfassung 

 

(1) Der Verwaltungsrat tritt auf schriftliche Einladung oder Einladung mittels E-Mail bzw. 

einer Übermittlung in sonstiger elektronischer Form des Vorsitzenden des Verwal-

tungsrates zusammen. Die Einladung muss Tag, Zeit, Ort und die Tagesordnung an-

geben und den Mitgliedern des Verwaltungsrates spätestens vier volle Kalendertage 

vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann die Einladungsfrist verkürzt wer-

den, auf die Verkürzung ist in der Einladung hinzuweisen. 

(2) Sitzungen des Verwaltungsrates sind mindestens viermal jährlich einzuberufen. Sie 

sollen dabei mindestens einmal vierteljährlich stattfinden. Der Verwaltungsrat ist un-

verzüglich einzuberufen, wenn ein Viertel seiner stimmberechtigten Mitglieder unter 

Angabe des Beratungsgegenstands, der zu den Aufgaben des Verwaltungsrats gehö-

ren muss, dies beantragen. 

(3) Sitzungen des Verwaltungsrates werden vom Vorsitzenden des Verwaltungsrates ge-

leitet. Sie finden am Sitz der Anstalt in Mainz statt. Mit einfachem Beschluss des Ver-

waltungsrates kann der Sitzungsort aus besonderem Grund auch an einen anderen 

Ort verlegt werden. 

(4) Der Verwaltungsrat kann Beschlüsse auch in einem schriftlichen oder elektronischen 

Umlaufverfahren oder mittels Video- oder Telefonkonferenzen fassen, wenn bei Um-



laufverfahren kein Mitglied des Verwaltungsrates einem solchen Verfahren wider-

spricht und bei Video- oder Telefonkonferenzen zwei Drittel der Mitglieder einem sol-

chen Verfahren zustimmt.  

(5) Der Verwaltungsrat entscheidet in der Regel durch Beschlüsse in Sitzungen. Er ist be-

schlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und mehr als 

die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder bzw. deren Stellvertreter anwesend sind, 

darunter der Vorsitzende oder im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter nach § 

6 Abs. 1 Satz 5. Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände 

darf nur dann ein Beschluss gefasst werden, wenn die Angelegenheit dringlich ist und 

der Verwaltungsrat mehrheitlich zustimmt oder sämtliche stimmberechtigte Mitglieder 

des Verwaltungsrates bzw. deren Stellvertreter anwesend sind und kein Mitglied der 

Behandlung widerspricht. 

(6) Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegen-

stand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen be-

schlussfähig. Bei der zweiten Ladung muss auf diese Folge ausdrücklich hingewiesen 

werden. 

(7) Beschlüsse über die Geschäftsordnung des Vorstandes, die Bestellung von Vorstands-

mitgliedern und die Entlastung des Vorstandes bedürfen eines einstimmigen Beschlus-

ses. 

(8) § 35 und § 41 GemO finden auf die Sitzungen des Verwaltungsrates entsprechende 

Anwendung. 

 

§ 9 

Stimmrecht, Stadtrat und Kreistag 

 

(1) Die Vertreter der Träger im Verwaltungsrat üben ihr Stimmrecht gemäß §§ 14b Abs. 3, 

8 Abs. 2 KomZG jeweils einheitlich aus. Entsprechend dem jeweiligen Anteil am 

Stammkapital stehen den Vertretern der Stadt Mainz insgesamt 55 Stimmen zu, den 

Vertretern des Landkreises Mainz-Bingen 45 Stimmen. 

(2) Bei Entscheidungen des Verwaltungsrates von besonderer oder grundsätzlicher Be-

deutung ist die Zustimmung des Stadtrats der Stadt Mainz und des Kreistages des 

Landkreises Mainz-Bingen erforderlich. Hierunter fallen neben den in § 14b Abs. 5 

KomZG genannten Entscheidungen insbesondere 

a) die Gründung, der Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen und Beteili-

gungen, 



b) Abschluss und Änderung von Verträgen im Sinne der §§ 291, 292 Abs. 1 AktG, 

c) Änderung der Anstaltssatzung, 

d) die Verschmelzung sowie die Auflösung der Anstalt, 

e) Veräußerung von Betriebszweigen 

f) die Beschlussfassung über den vom Vorstand aufgestellten Wirtschafts- und 

Finanzplan nebst Anlagen, 

g) erfolgsgefährdende Mehraufwendungen gemäß § 5 Abs. 5 Satz 3 und Mehr-

ausgaben im Sinne des § 33 in Verbindung mit § 17 Abs. 5 EigAnVO, sofern 

diese im Einzelfall einen Betrag von 3 vom Tausend (3 Promille) der Bilanz-

summe des letzten Jahresabschlusses überschreiten, 

h) die Bestellung und Abberufung der Vorstandsmitglieder, 

i)    die Änderung der Aufgabe der Anstalt, 

j)    Veränderungen der Trägerschaft, 

k)   die Erhöhung des Stammkapitals. 

 

(3) Stadtrat und Kreistag können vom Vorstand und vom Verwaltungsrat Auskunft in allen 

Angelegenheiten der Anstalt verlangen. 

(4) Stadtrat und Kreistag sind gemäß §§ 14b Abs. 3, 8 Abs. 1, Abs. 2 KomZG befugt, den 

Mitgliedern des Verwaltungsrates in entsprechender Anwendung von § 88 Abs. 1 Satz 

6 GemO Richtlinien und Weisungen zu erteilen. 

 

§ 10 

Fortgeltung von Satzungen, Gebührensatzung, Abfallsatzung 

 

(1) Die Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für die Abfallentsorgung in 

der Stadt Mainz vom 02.07.1997 in der Fassung der 12. Änderungssatzung vom 

30.11.2022, die Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfäl-

len in der Stadt Mainz (Abfallsatzung) vom 18.11.1996 in der Fassung der 7. Ände-

rungssatzung vom 30.11.2022 sowie die Satzung des Landkreises Mainz-Bingen über 

die Erhebung von Benutzungsgebühren für die Abfallentsorgung (Abfallgebührensat-

zung – AGS –) vom 31.10.2011 in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 

17.12.2019 und die Satzung über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von 



Abfällen im Landkreis Mainz-Bingen (Abfallwirtschaftssatzung – AWS –) vom 

17.12.2019 gelten mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Stadt Mainz bzw. des Land-

kreises Mainz-Bingen die Anstalt tritt, solange fort, bis in diesen Angelegenheiten neue 

Satzungen erlassen werden.  

(2) Zum Erlass neuer Satzungen bzw. zur Änderung bestehender Satzungen bedarf der 

Verwaltungsrat der Zustimmung des Stadtrates der Stadt Mainz bzw. des Kreistages 

des Landkreises Mainz-Bingen, soweit der Erlass einer neuen Satzung bzw. die Ände-

rung bestehender Satzungen das Gebiet der Stadt Mainz bzw. des Landkreises Mainz-

Bingen betreffen. 

(3) Für die Gebiete der Stadt Mainz und des Landkreises Mainz-Bingen können beim Er-

lass neuer Satzungen auch jeweils eigene Gebührensätze und in der Gebühr enthal-

tene Leistungen vorgesehen werden.   

 

§ 11  

Verpflichtungserklärung 

 

(1) Verpflichtende Erklärungen bedürfen der Schriftform. Die Unterzeichnung erfolgt hand-

schriftlich unter dem Namen „Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen 

AöR“, durch die jeweiligen Vertretungsberechtigten unter Verwendung des Dienstsie-

gels. 

(2) Der Vorstand unterzeichnet ohne Beifügung eines Vertretungszusatzes, die Stellver-

treter mit dem Zusatz „In Vertretung“, andere Vertretungsberechtigte mit dem Zusatz 

„Im Auftrag“. Erklärungen des Verwaltungsrates werden von dem Vorsitzenden oder 

im Verhinderungsfall von dem jeweiligen Stellvertreter unter der Bezeichnung „Verwal-

tungsrat Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen AöR“ abgegeben. 

(3) Der Verwaltungsrat kann weitere Formerfordernisse regeln. Er kann auch bestimmen, 

dass Geschäfte der laufenden Verwaltung, die für die Anstalt finanziell unerheblich 

sind, ohne Einhaltung einer bestimmten Form geschlossen werden können. 

 

§ 12  

Wirtschaftsführung, Rechnungswesen, Vermögensverwaltung und Prüfung 

 



(1) Die Anstalt ist sparsam und wirtschaftlich unter Beachtung des öffentlichen Zwecks zu 

führen. Es gelten die Vorschriften des § 86b Abs. 5 GemO und ergänzend die Vor-

schriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Landes Rheinland-Pfalz vom 

05. Oktober 1999 (GVBl. S. 373) in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Die Stadt Mainz und der Landkreis Mainz-Bingen haben jederzeit das Recht eine Kas-

sen-, Buch- und Betriebsprüfung durchzuführen bzw. Dritte damit zu beauftragen. 

 

§ 13  

Jahresabschluss, örtliche und überörtliche Rechnungsprüfung 

 

(1) Der Vorstand hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsübersicht in-

nerhalb von sechs Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und nach 

Durchführung der Abschlussprüfung nach § 89 Abs. 1 GemO dem Verwaltungsrat zur 

Feststellung vorzulegen. Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind vom Vorstand 

unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. 

(2) Der Bericht über die Abschlussprüfung muss eine Spartenrechnung enthalten, die Aus-

kunft darüber gibt, aus welchen Betätigungen sich das Jahresergebnis im Einzelnen 

zusammensetzt. Der Jahresabschluss, der Lagebericht, die Erfolgsberichte und der 

Bericht über die Abschlussprüfung sind dem Verwaltungsrat vorzulegen. 

(3) Für die Aufstellung, Feststellung, und Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-

berichts gelten die Vorschriften der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Landes 

Rheinland-Pfalz. Es sind die für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 

des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches entsprechend anzuwenden. Bei der 

Prüfung des Jahresabschlusses sind die nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz vorge-

sehenen Prüfungsfeststellungen zu treffen. Über die Prüfung ist schriftlich zu berichten. 

(4) Der Stadt Mainz, dem Landkreis Mainz-Bingen, der Aufsichtsbehörde und dem Lan-

desrechnungshof Rheinland-Pfalz werden die sich aus § 54 Abs. 1 Haushaltsgrund-

sätzegesetz ergebenden Rechte eingeräumt. 

(5) Das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Mainz und das des Landkreises Mainz-Bingen 

haben jeweils für sich das Recht, die Kassen-, Buch- und Betriebsführung sowie die 

Prüfung der Vergabe von Aufträgen vorzunehmen. Prüfungsberichte sind dem Verwal-

tungsrat zur Kenntnis zu bringen. 

(6) Dem Rechnungshof Rheinland-Pfalz wird das Recht zur überörtlichen Prüfung der 

Haushalts- und Wirtschaftsführung der Anstalt nach Maßgabe des § 110 Abs. 5 Ge-

meindeordnung Rheinland-Pfalz eingeräumt. 



 

§ 14  

Wirtschaftsjahr, Wirtschaftsplan 

 

(1) Das Wirtschaftsjahr der Anstalt ist das Kalenderjahr. Soweit die Anstalt im Laufe eines 

Kalenderjahres entsteht, ist das Entstehungsjahr ein Rumpfgeschäftsjahr. 

(2) Der Vorstand stellt in Anwendung der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Lan-

des Rheinland-Pfalz vor Beginn des Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan auf. Der 

Wirtschaftsführung ist eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde zu legen. Der Wirt-

schaftsplan umfasst den Vermögens-, den Erfolgsplan und die Stellenübersicht.  

(3) Der vom Vorstand aufgestellte Wirtschaftsplan sowie der Finanzplan ist rechtzeitig vor 

Beginn des betreffenden Jahres dem Verwaltungsrat zu Kenntnis zu bringen. 

 

§ 15  

Bekanntmachungen 

 

(1) Die Bekanntmachungen der Anstalt erfolgen in den Bekanntmachungsorganen, die die 

Träger in ihren jeweiligen Hauptsatzungen bestimmt haben. 

(2) Der Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlusses ist entsprechend Abs. 1 

ortsüblich bekannt zu machen. Gleichzeitig sind der Jahresabschluss, der Lagebericht, 

der Bestätigungsvermerk oder der Vermerk über dessen Versagung und der Bestäti-

gungsbericht öffentlich auszulegen; in der ortsüblichen Bekanntgabe ist auf die Ausle-

gung hinzuweisen. 

 

§ 16 

Überleitungsvorschriften, geschlechtsneutrale Personenbezeichnung 

 

(1) Die Einzelheiten des Übergangs der Beschäftigten auf die Anstalt werden in einem 

Personalüberleitungsvertrag gesondert geregelt. Für die bei der Anstalt eingesetzten 

Beamten gelten die Bestimmungen des Beamtenrechts. 



(2) Die Anstalt tritt ansonsten im Wege der Gesamtrechtsnachfolge in alle Rechte und 

Pflichten der Stadt Mainz und des Landkreises Mainz-Bingen ein, die im Zusammen-

hang mit den übertragenen Aufgaben und Betätigungen stehen. Hierzu gehört insbe-

sondere das notwendige Anlage- und Betriebsvermögen einschließlich der Grundstü-

cke auf der Grundlage der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe Entsorgungsbetrieb 

der Stadt Mainz und Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Mainz-Bingen. 

(3) Sofern diese Satzung eine geschlechtsspezifische Personenbezeichnung enthält, gel-

ten die entsprechenden Begriffe für alle Geschlechter. 

 

§ 17  

Auflösung der Anstalt 

 

(1) Der Stadtrat der Stadt Mainz und der Kreistag des Landkreises Mainz-Bingen entschei-

den über die Auflösung der Anstalt. Im Fall ihrer Auflösung geht ihr Vermögen auf die 

Stadt Mainz und den Landkreis Mainz-Bingen nach § 38 EigAnVO im Wege der Ge-

samtrechtsnachfolge über. Bestehende Verbindlichkeiten werden von der Stadt Mainz 

und dem Landkreis Mainz-Bingen als Gesamtschuldner getragen. Die nach §§ 2, 3 

Abs. 1 dieser Satzung übertragenen Aufgaben fallen an die Stadt Mainz und den Land-

kreis Mainz-Bingen zurück. 

(2) Die Beschäftigten der Anstalt sind bei ihrer Auflösung von den Trägerkommunen zu 

übernehmen. § 36 Landesbeamtengesetz (LBG) in Verbindung mit § 128 des Beam-

tenrechtsrahmengesetzes (BRRG) finden entsprechende Anwendung. 

(3) Nach der Auflösung gilt die Anstalt als fortbestehend, solange und soweit der Zweck 

der Abwicklung es erfordert. Dies gilt insbesondere für Folgekosten aus der Tätigkeit 

der Anstalt. 

 

§ 18 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach der letzten Bekanntmachung in Kraft, frühestens am 

01.01.2024. Mit Inkrafttreten der Satzung wird die Betriebssatzung für den Entsorgungsbetrieb 



der Stadt Mainz vom 07.05.1998 geändert; die Betriebssatzung für den Abfallwirtschaftsbe-

trieb des Landkreises Mainz-Bingen vom 05.02.1992 tritt mit Inkrafttreten der Satzung außer 

Kraft. 

Mainz, den 19.09.2023 

Stadtverwaltung Mainz 

 

Nino Haase 

Oberbürgermeister 

 

Ingelheim, den 21.09.2023 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen 

 

gez. Dorothea Schäfer 

Landrätin 

 

Hinweis: 

Gemäß § 24 Abs. 6 GemO bzw. § 17 Abs. 6 LKO wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, 

die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund 

dieses Gesetzes zustande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntmachung als von An-

fang an gültig zustande gekommen gelten. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung 

oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet 

oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Stadtver-

waltung unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich 

geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf 

der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

 

Mainz, den 16.11.2023 

Stadtverwaltung Mainz 

 

 

 

Nino Haase 

Oberbürgermeister 


